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AKTUELL 
Weitere Anerkennung 

(spk) Japan hat am Dienstag be­
schlossen, die Unabhängigkeit Slo­
weniens und Kroatiens anzuerken­
nen. Tokio folgte den meisten euro­
päischen Staaten, während eine An­
erkennung durch die U S A  nach wie 
vor aussteht. Vertreter des Aussen-
ministeriums wiesen daraufhin, dass 
sich die volle Aufnahme diplomati­
scher Beziehungen wegen der un­
sicheren Lage in Kroatien verzö­
gern werde. 
Friedliche Lösung 

Auf Sri Lanka haben die tamili­
schen Rebellen erstmals angedeu­
tet, Vorschläge für eine friedliche 
Lösung des Bürgerkriegs zu unter­
breiten. Wie ein Sprecher einer ka­
tholischen Delegation am Dienstag 
sagte, erklärten sich die Befreiungs­
tiger von Tamil Eelam (LTTE) an 
einem Treffen am Wochenende be­
reit, mit einem parlamentarischen 
Ausschuss ins Gespräch zu treten. 

Diplomaten ausgewiesen 
Iran hat den zweiten Sekretär der 

schwedischen Botschaft, Björn 
Larsson, zur unerwünschten Person 
erklärt. De r  Diplomat müsse das 
Land verlassen, weil e r  die Arbeit 
der  iranischen Polizei ausspioniert 
habe, berichtete die IRNA am 
Dienstag. 

«Josefi» - Feiertag und Vatertag in unserem Land 
Morgen wird im Fürstentum Liechtenstein ein staatlicher und kirchlicher Feiertag begangen 

Der 19. März, der Josefstag oder auch «Josefi» genannt, ist ein Feiertag'in unsere/n Land. Dieser Feiertag wird auch als « Vatertag» 
begangen. Triesenberg und Planken feiern an diesem Tag ihren Kirchenpatron. Unser Bild zeigt Kinder aus Schaan, die f ü r  den 
Vatertag in  der Schule etwas Besonderes vorbereitet haben und sich a u f  die Geschenkübergabe zu Hause freuen. (Bild: Brigitt Risch) 

Abkommen mit der Türkei 
Regierung ersucht den Landtag um Zustimmung zu  EFTA-Abkommen 

(G.M.)  - Die EFTA möchte mit der 
Türkei ein Freihandelsabkommen ab-
schliessen, das am 1. April 1992 in Kraft 
treten soll. Die Regierung hat nun dem 
Landtag einen Antrag unterbreitet, wo­
nach auch Liechtenstein selbständiger 
Partner dieses Abkommens werden 
könnte. 

Seit der Zollvertrag mit der Schweiz 
ergänzt wurde, so dass unser Land selber 
die Möglichkeit hat, Vertragsstaat inter­
nationaler Abkommen oder Mitgliedstaat 
internationaler Organisationen zu wer­
den, denen auch die Schweiz angehört, 
liegt nun erstmals ein derartiger Vertrag 
vor dem Landtag. Vorher war schon der 
Beitritt zur EFTA beschlossen worden, 
der auf dem 1. September 1991 wirksam 
wurde. 

Die Mitgliedländer der EFTA beab­
sichtigen, wie es im Regierungsantrag 
heisst, in Parallelität mit der E G  den 
europäischen Freihandel auszuweiten. 
Das vorliegende Abkommen mit der Tür­
kei sei als erster Schritt dieser Erweite­
rung zu sehen. Gegenwärtig würden auch 
Verhandlungen mit der  CSFR, Ungarn, 
Polen und Israel über den Abschluss 
eines Freihandelsabkommens geführt. 

Ziel des Freihandelsabkommens mit 
der Türkei ist es, für den Warenverkehr 
zwischen den EFTA-Ländern und der 
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Türkei Voraussetzungen zu schaffen, die 
jenen in den künftigen Handelsbeziehun­
gen zwischen der E G  und der Türkei 
entsprechen. Das  Abkommen umfasst 
gemäss Regierungsbericht an den Land­
tag den Industriegüterbereich sowie die 
verarbeiteten landwirtschaftlichen Er­
zeugnisse und gewisse Fischereiprodukte. 
Bis zum 1. Januar 1996 soll die Freihan­
delszone mit der Türkei endgültig wirk­
sam sein, bis dahin soll das Abkommen 
asymmetrisch gestaltet werden: 
Einerseits gewähren EFTA-Länder den 
türkischen Erzeugnissen Zollfreiheit, mit 
Ausnahme gewisser Textilartikel, für die 
ein Zeitplan für den Zollabbau vorgese­
hen ist; anderseits verpflichtet sich die 
Türkei, die Einfuhrzölle sukzessive zu 
senken und bis zum Inkrafttreten des Ab­
kommens vollständig abzubauen. 

Der  Agrarsektor bildet Gegenstand 
einer gesonderten Vereinbarung über 
den Handel mit landwirtschaftlichen Er­
zeugnissen zwischen der Schweiz und der 
Türkei. Die schweizerischen Zugeständ­
nisse, führte die Regierung in ihrem An­
trag aus, gelten über den Zollvertrag 
auch für Liechtenstein und beschränken 
sich auf Zollvergünstigungen. 

Wohnbau-Projekt in Balzers 
Projektwettbewerb von Regierung und Gemeinde abgeschlossen 

(G.M.)  - Der von der Regierung-iutd 
der Gemeinde Ba£zm gemeinsam ausge­
schriebene Projektwettbewerb im Rah­
men der Förderung von preiswertem 
Wohnraum ist abgeschlossen. Ein Preis­
gericht hat die Gewinner des Wettbe­
werbs ermittelt und veröffentlicht. Im In­
nern der heutigen Ausgabe ist das erst­
rangierte Projekt näher vorgestellt. 

Nach dem Förderungskonzept für 
preiswerten Wohnraum hat die Regie­
rung die Gemeinden im vergangenen 
Jahr ersucht, Pilotprojekte zu realisieren. 
Nach Angaben der Regierung hat sich 
schliesslich nur die Gemeinde Balzers be­
reit erklärt, zusammen mit der  Regierung 
ein solches Projekt an die Hand zu neh­
men. Geplant ist eine «beispielhafte 
Wohnüberbauung» auf dem ehemaligen 
Areal der  Firma Fix A G ,  die nach einer 
Mitteilung der Regierung «vor allem be­
züglich der Anlage- und Baukosten ein 
richtungsweisendes Modell für weitere 
Überbauungen in anderen Gemeinden» 
werden soll. 

Grundlage für die Durchführung des 
Projektwettbewerbs, de r  nun abgeschlos­
sen ist, bildete das von der Regierung 
erarbeitete Konzept zur Förderung von 

preiswertem Wohnungsraum. Dieses 
Konzept diente auch als Grundlage für 
den Gesetzesentwurf über die Förderung 
des preiswerten, gemeinnützigen und pri­
vaten Wohnungsbaues sowie über die 
Gewährung von Wohnbeihilfen. 

Das Vorgehen der Regierung in bezug 
auf das Wohnbau-Projekt in Balzers ver­
anlasste die FBP-Fraktion im Landtag zu 
einer Interpellation, worin die Regierung 
gefragt wurde, wie es sich mit diesem 
Projekt verhalte und in welchem Zeit­
raum die Realisierung geplant sei. Erst 
mit der Antwort der Regierung erfuhr die 
Öffentlichkeit Näheres über das Projekt. 
Die Regierung gab in ihrem Bericht an 
den Landtag zu verstehen, dass nach 
Realisierung dieses Pilotprojektes auch 
andere Gemeinden, aber auch gemein­
nützige und private Träger, dem Beispiel 
der Gemeinde Balzers folgen würden. 

Probleme tauchten im Zusammenhang 
mit der Abgabe dieser Wohneinheiten 
auf. De r  Gemeinderat von Balzers mach­
te die Regierung aufmerksam, dass über 
die Abgabe von Wohneinheiten ein Re­
glement bestehe, dass nur die Abgabe an 
Gemeindebürger zulasse. 
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Bisher drei Radio-Konzessionsgesuche 
Frist zur Eingabe von Konzessionsgesuchen für Radioprogramme läuft heute Mittwoch ab 

(G.M.) - Gestern lagen der Regierung insgesamt drei Konzessionsgesuche für Radiosender und für die Verbreitung von 
Radioprogrammen vor. Die Frist für die Eingabe von Radio- Konzessionsgesuchen läuft heute, 18. März 1992, ab. Die 
Regierung hatte Mitte Januar die Veranstaltung und Verbreitung von Radio-Programmen zur freien Bewerbung ausge­
schrieben. 

Bis die Verordnung zum Gesetz über 
Radio und Fernsehen, welche die Fra­
gen um den Aufbau und den Betrieb 
von Radio-Sendern in unserem Land 
regelt, durch die Regierung anfangs 
Jahr endlich vorgelegt werden konnte, 
waren verschiedene Hindernisse zu 
überwinden. Mehrfach verzögerte die 
VU-Fraktion im Landtag mit der For­
derung nach Abklärung weiterer Fra­
gen und auch mit dem Antrag zur Vor­
lage eines umfassenden Medienrechts 
eine zügige Vorgangsweise, um «Radio 
Liechtenstein» zum Durchbruch zu ver­
helfen. 

Doch dann konnte die Regierung am 
15. Januar 1992 die Verordnung her­
ausgeben, die am 10. Dezember 1991 
beschlossen worden war. Aufgrund 

dieser Verordnung erfolgte die öffentli­
che Ausschreibung der Konzession, 
wobei als Konzessionswerber natürli­
che Personen mit Wohnsitz in Liech­
tenstein, juristische Personen mit Sitz 
in Liechtenstein sowie liechtensteini­
sche juristische Personen des öfentli-
chen Rechts zugelassen werden sollen. 
In ihren bisherigen Verlautbarungen 
hat die Regierung zu verstehen gege­
ben, dass sie vorerst nur eine Radio-
Konzession erteilen wird. 

Wie sich die Situation gestern nach­
mittag präsentierte, wird die Regierung 
die Auswahl aus drei verschiedenen 
Radio-Konzessionsgesuchen haben. 
Eingereicht wurden bisher folgende 
Gesuche: 
• «Radio L» der Radio T V  AG, die 
schon den Radio-Versuch an der LlH-

GA 1990 veranstaltete und gemäss An­
suchen einen regionalen Sender mit 
Schwerpunkt Liechtenstein verwirk­
lichen möchte. 
• «Radio Liechtenstein - Satelliten 
Sender International» von Xaver Jehle, 
der eine Mischung aus Information-
Nachrichten und Musik-Unterhaltung 
mit einem Regionalteil für Liechten­
stein vorsieht. Die Sendungen sollen 
über Satellit, UKW-Sender und die 
LGGA verbreitet werden. 
• «Initiative für ein interkulturelles 
und internationales Lokalradio im 
Dreiländereck Liechtenstein, St. Gal­
len, Vorarlberg». Dieses Projekt wurde 
von Michael Heinzel (Redaktor «Lö­
wenzahn») und Peter Ritter (Schaan­
wald) eingereicht. 

Landtag tagt 
am 25./26.März 

Nach der  feierlichen Eröffnung 
des Landtags mit der Thronrede 
von Fürst Hans-Adam II. wird der 
Landtag am Mittwoch, den 25. 
März und Donnerstag, den 26. 
März zu seiner ersten Arbeitssit­
zung zusammentreten. Die  Trak­
tandenliste für die zweitägige Sit­
zung ist mit 24 verschiedenen Ta­
gesordnungspunkten erneut recht 
umfangreich ausgefallen. Nachste­
hend gehen wir auf einige wichtige 
Geschäfte der kommenden Sitzung 
ein. 

Landwirtschaftszone 
Die Schaffung einer landesweiten 

Landwirtschaftszone war im Land­
tag bisher grundsätzlich unbestrit­
ten, doch bestellte das Parlament 
doch eine Kommission, um einzelne 
Fragen nochmals zu beraten. Die 
Kommission wird voraussichtlich 
dem Plenum einen Bericht vorle­
gen. Bis jetzt ist dieser Bericht nicht 
veröffentlicht worden. 

Bodenbewirtschaftung 
Auch das Gesetz über  die Boden­

bewirtschaftung wurde im Landtag 
begrüsst, weil es sich am landwirt­
schaftlichen Leitbild orientiert. Z u  
den aufgeworfenen Fragen während 
der 1. Lesung (am 2.13. Oktober 
1991) hat die Regierung inzwischen 
dem Landtag einen Zusatzbericht 
unterbreitet. 

Katastrophenschutz 
Das Katastrophenschutzgesetz 

war ebenfalls bereits Gegenstand 
der Beratung im letzten Oktober. 
Auch hier hat die Regierung, wie 
beim Störfallgesetz, einen Zusatz­
bericht dem Landtag zugeleitet. 
Das Katastrophenschutzgesetz be­
zweckt die Bekämpfung von Kata­
strophen, während das Störfallge­
setz die gesetzlichen Vorschriften 
zur Verhinderung von Störfällen in 
Betrieben oder bei Transporten um­
fasst. 

Baugesetzänderung 
Aus der  Herbst-Sitzung stammt 

auch das Gesetz über die Änderung 
des Baugesetzes, das im Landtag 
auf teilweise kritische Aufnahme 
stiess. Die Regierung hat sich mit 
den Anregungen und Kritiken des 
Landtags befasst und eine Stellung­
nahme zu den einzelnen Anregun­
gen unterbreitet. 

Strassenverkehrsgesetz 
Viel Zeit  nahm bisher die Bera­

tung des abgeänderten Strassenver-
kehrsgesetzes in Anspruch, wobei 
im Mittelpunkt einige Detailfragen 
standen, wie die Urinprobe bei Ver­
dacht auf Drogeneinnahme. Der  
Landtag hat bereits die Detailbera­
tung durchgeführt und wird sich nur 
noch in 3. Lesung mit dem Vor­
schlag befassen und dann voraus­
sichtlich das Gesetz verabschieden. 

Stimm- und Wahlrechtsalter 
Die Vorlagen über die Herabset­

zung des Stimm- und Wahlrechtsal­
ters sowie des Mündigkeitsalters 
stehen ebenfalls vor de r  Verab­
schiedung durch den Landtag. 

DENNER-Satellit 
[itir privater Detalllist mit echten Discountpreisen] 

( Schaan-Vaduz 1 

Jaffa-Orangen 
Tragtasche ä 2/2 kg s c  

X Fr. 4.25 — i .  

Bananen 1 kg Fr. 1.75 

Beachten Sie  die laufenden 
Denner-Aktionen in der Tagespresse .  


